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Aus unserem Fach

IN T E RVI E W

Ein Jahr OPidS – Eine positive Bilanz

Seit einem Jahr klären Sie junge Chirur-
ginnen auf, die trotz Schwangerschaft 
weiter operieren wollen. Wie ist Ihre 
Bilanz?

Maya Niethard: Die Nachfrage ist unge-
brochen. Wir haben auch jetzt noch ein 
bis zwei Anfragen im Monat, obwohl die 
meisten Fragen inzwischen auf unserer 
Website ausführlich beant wor tet wer-
den. Aber mit speziel len Anliegen wen-
den sich die schwangeren Ärzt innen 
dann doch direkt an uns. Wir haben viele 
Kolleginnen mit Informationen versor-
gen können, sodass diese während ihrer 
Schwangerschaft weiter operieren konn-
ten. Besonders freut uns, dass nicht nur 
Anfragen aus unserem Fach kommen, 
sondern z. B. auch von Augen-, Neuro- 
und Gefäß-Chirurginnen sowie von Al l-
gemeinen Plast ischen Chirurginnen und 
Gynäkologinnen. 

Stefanie Donner: Interessanter weise 
gibt es ein Nord-Süd-Gefälle. In Bayern 
und in Baden-Würt temberg w ird das 

Mut terschutzgesetz viel st renger ausge-
legt als z. B. in Schleswig-Holstein. Es 
hängt viel von der Einschätzung durch 
die Mitarbeiter in den Dezernaten für Ar-
beitsschutz und Sicherheitstechnik ab. 
Unser Ziel ist eine bundesweit einheitl i-
che Auslegung der Gesetze. 

Das hört sich so an, als ob es ein großer 
Aufwand wäre, den Kliniken betreiben 
müssen, damit schwangere Ärztinnen 
weiter operieren können.

Maya Niethard: Oft heißt es, es wäre für 
den Arbeitgeber nicht zumutbar, den Ar-
beitsplatz umzugestalten. Dabei ist das 
gerade in der Or thopädie nicht beson-
ders aufwendig. Ein HIV-Test kostet pro 
Pat ient rund 10 Euro, das ist doch eine 
ver tretbare Summe. Viele Kliniken ma-
chen diese Untersuchungen sowieso vor 
jeder großen OP. Für viele Schwangere 
wird die Tätigkeit im OP generell ausge-
schlossen, wobei nicht der Einzelfall ge-
prüft w ird. Da geht es nicht um die 
Schwangere und den Schutz des ungebo-

renen Lebens, sondern um alte Denkwei-
sen. Das monieren wir!  Wir wollen, dass 
mit gesundem und medizinischem Sach-
verstand jeder Fall individuell geprüft 
w ird, w ie es das Mutterschutzgesetz for-
der t. Im Moment ist es noch so, dass viele 
Ärzt innen nicht sagen, dass sie schwan-
ger sind, weil sie Sanktionen befürchten. 
Insbesondere am Anfang der Schwanger-
schaft fehlt oft die Information. Vielen  
Ärzt innen ist nicht klar, welche Auswir-
kungen ihre Schwangerschaft auf ihren 
Arbeitsplatz hat und wie er umgestaltet 
werden muss. Der Bedarf an Aufklärung 
ist ohne Frage da. 

Das Positionspapier „Operieren in der 
Schwangerschaft“ bietet die Grundlage 
für die Fortführung der operativen Tä-
tigkeit. Wie wird es aktuell in deutschen 
Kliniken umgesetzt?

Stefanie Donner: Es gibt zwei Herange-
hensweisen in der Praxis. Zum einen ha-
ben viele Kliniken Arbeitsgruppen einge-
r ichtet, in denen das „Operieren in der 
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Schwangerschaft “ durch off izielle Vorge-
hensweisen und Anordnungen st ruktu-
r ier t wurde.  Im Universitätsklinikum 
Schleswig-Holstein gibt es inzwischen 
den Leitfaden „Schwanger in der Chirur-
gie“. Zum anderen haben einige Chirur-
ginnen an den jeweiligen Kl iniken durch 
ihre individuellen Fäl le „Präzedenzfälle“ 
geschaffen. 

Welche Tätigkeiten bleiben schwangeren 
Chirurginnen, die nicht weiter operieren 
wollen oder dürfen? Womit müssen 
schwangere Ärztinnen rechnen?

Stefanie Donner: Chirurgie ist ein Hand-
werk. Indikat ionsstellung eine Kunst. 
Diese kann sehr gut in den Spezialambu-
lanzen „perfekt ionier t“ werden, was vor 
allem in der Facharzt weiterbildung sehr 
sinnvoll ist. Während meiner ersten 
Schwangerschaf t habe ich mehrere Mo-
nate in der w irbelsäulenchirurgischen 
Ambulanz verbracht und sehr viel ge-
lernt. In der Ambulanz muss man den an-
geblichen Schutz der werdenden Mut ter 
jedoch auch in Frage stellen. Die Anste-
ckungsgefahr beim Kontakt mit unbe-
kannten Pat ienten ist größer und weni-
ger kalkulierbar als im OP, wo man Pat i-
enten operier t, bei denen vorher ein 
serologisches Screening auf HIV und He-
pat i t is C durchgeführ t wurde und Schutz-
kleidung getragen wird.

In der Reali tät übernehmen schwangere 
Kolleginnen, die nicht operieren, admi-

nist rat ive Aufgaben, sind auf den Stat io-
nen tät ig oder intensivieren ihre For-
schungsakt ivi tät. Vorbi ldlich ist hier das 
Programm HeiSEP der Gynäkologischen 
Universitätsklinik Heidelberg, in dem die 
Zeit der Schwangerschaft und Elternzeit 
klar strukturier t w ird. 

Rund 18 % der Orthopäden und Unfall-
chirurgen sind Frauen. Ist da „Operieren 
in der Schwangerschaft“ nicht nur ein 
Randthema Ihres Fachs?

Maya Niethard: Das sehen wir natürlich 
anders. Außerdem betr iff t es ja nicht nur 
unser Fach. Wie gesagt, bekommen wir 
auch Anfragen aus anderen Fachgebieten. 
Außerdem wissen al le, dass immer mehr 
Studentinnen in den Hörsälen si tzen. 
Teilweise bis zu 75 %. Das w ird also ganz 
sicher ein großes Thema in der Zukunft. 

Ihr Positionspapier markiert einen we-
sentlichen Schritt zu einer Verbesserung 
der Chancengleichheit von Frauen in der 
Medizin. Wo in der Chirurgie ist diesbe-
züglich noch Änderungsbedarf, damit 
Beruf und Familie besser unter einen Hut 
passen? 

Stefanie Donner: Ich möchte an dieser 
Stelle unbedingt anmerken, dass w ir mit 
dem Projekt OPidS schwangeren Chirur-
ginnen die Möglichkeiten geben möch-
ten, ihre operat ive Tätigkeit for tzusetzen, 
so w ie es bei unseren europäischen 
Nachbarn z. B. in Frankreich und England 
auch üblich ist. Das deutsche Mut ter-
schutzgesetz und die entsprechenden 
Richtlinien werden so st reng ausgelegt 
w ie nirgendwo in Europa. Ob das in Zu-
kunft prakt ikabel ist, müssen auch die 
jeweil igen Chefärzte, Vorgesetzten und 
Kl inikumsvorstände entscheiden. Was 
nach wie vor bleiben w ird, ist die „natür-
l iche“ Ausfallszeit durch Mut terschutz 
und Elternzeit. Je kürzer die „operat ive 
Abwesenheit“, desto leichter ist der Wie-
dereinst ieg. Das Thema Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf nach der Elternzeit 
muss jede Mitarbeiter in in ihrem indivi-
duellen Fall mit ihrem privaten Umfeld, 
ihren Vorgesetzten und ihrem Team klä-
ren und dann von Tag zu Tag – möglichst 
zur Zufr iedenheit aller – prakt izieren. 
Eine Klinikums-Kita, in der die Kinder 
über die komplet te Arbeitszeit gut be-
t reut sind, stel lt auf jeden Fall eine Er-
leichterung dar.

Maya Niethard: Auch heute hört man 
leider oft noch: „Frauen haben in der Chi-
rurgie nichts zu suchen“. Das entspannt 
sich zwar so langsam, aber bei den Ober-
ärzten ist die Anzahl der Frauen noch 
lange nicht auch nur annähernd propor-
t ional zu den Zahlen der Studentinnen 
und Weiterbildungs-Assistent innen. Das 
ist für uns ein Zeichen, dass hier einiges 
anders werden muss. Wenn man sich mit 
Chirurginnen unter vier Augen unterhält, 
auch mit Ärzt innen im Prakt ischen Jahr, 
kommt man meist auf das althergebrach-
te Hierarchiedenken und die genderspe-
zif ischen Machtstrukturen zu sprechen. 
Aber das ist eigentl ich ein anderes The-
ma.

Was sind die nächsten Schritte für 2016? 

Stefanie Donner: Für Anfang 2016 ist eine 
Umfrage mit der Deutschen Gesellschaft 
für Chirurgie (DGCH) geplant, auf deren 
Jahreskongress wir 2015 unser Projekt 
OPidS vorstellen durften. In der Umfrage 
soll die aktuelle Situat ion schwangerer 
Chirurginnen erhoben werden. Die DGCH 
ist ebenso wie unsere Fachgesellschaft an 
klaren Richtlinien und Handlungsempfeh-
lungen interessier t. Außerdem ist das 
Bundesgesundheitsminister ium auf unser 
Posit ionspapier aufmerksam geworden 
und hat uns kontaktiert. Im aktuellen Ko-
alit ionsvertrag ist die Anpassung des Mut-
terschutzgesetzes festgehalten. Hier ist 
die Einrichtung eines „runden Tisches“ 
geplant, zu dem Experten eingeladen wer-
den sollen. 

Was ist abschließend Ihre Botschaft an 
die Schwangeren und deren Arbeitge-
ber?

Maya Niethard: Wir wollen niemand in 
den OP drängen und w ir wollen auch 
nicht, dass das Gesetz geändert w ird. 
Jede Frau soll sich frei entscheiden kön-
nen. Wenn eine Schwangere l ieber ins 
Beschäft igungsverbot gehen möchte oder 
es medizinische Gründe gibt, dann ist das 
O.K. Das darf ihr nicht negat iv ausgelegt 
werden. Diejenige aber, die operieren 
möchte, muss sich auch frei entscheiden 
können. So wie es jetzt ist, entscheiden in 
der Regel immer noch andere für die 
Schwangere. Wir f inden, dass man als 
werdende Mut ter nicht einfach aufs Ab-
stel lgleis geschoben werden darf. Wir 
wollen nicht die Errungenschaften des 
Mut terschutzgesetzes umgehen, sondern 
der mündigen schwangeren Chirurgin 



ein Mitbest immungsrecht geben, um un-
ter bestmöglichen Schutzmaßnahmen 
ihre operat ive Tät igkeit for tzusetzen. 
Deshalb fordern wir alle Fachrichtungen 
auf, die Mut terschutzgesetze künft ig 
nicht mehr rest r ikt iv auszulegen, son-
dern zeitgemäß umzusetzen !

Vielen Dank für das Gespräch.
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